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Satzung von Die Linke Kreisverband Segeberg  

§ 1 – Name, Sitz und Tätigkeitsgebiet  

1. „Die Linke Kreisverband Segeberg“ ist ein Gebietsverband der Partei „Die 

Linke Landesverband Schleswig-Holstein“ und damit Teil der Partei „Die 

Linke“. Die Kurzbezeichnung lautet „Die Linke Segeberg“. 

2. Sitz des Kreisverbandes ist Norderstedt. 

3. Das Geschäftsjahr der Partei ist das Kalenderjahr. 

§ 2 – Geltung der Landes- und Bundessatzung  

Für in dieser Satzung nicht gefasste Regelungen gelten die Bestimmungen der 

Landes- bzw. der Bundessatzung. Bei Widersprüchlichkeit haben die 

Regelungen der Landes- bzw. der Bundessatzung Vorrang vor dieser Satzung. 

§ 3 – Organe des Kreisverbandes  

Organe des Kreisverbandes im Sinne des Parteiengesetzes sind 

a) die Kreismitgliederversammlung 

b) der Kreisvorstand 

c) die Kreiskassenprüfer*innen  

§ 4 – Die Kreismitgliederversammlung 

1. Die Kreismitgliederversammlung ist das höchste Organ des Kreisverbandes. 

Die Kreismitgliederversammlung berät und beschließt über grundsätzliche 

politische und organisatorische Fragen. 

2. Der Kreismitgliederversammlung vorbehalten ist die Beschlussfassung über: 

a) die Satzung, die Wahl- und die Finanzordnung des Kreisverbandes, 

b) die Teilnahme an Wahlen sowie die Programme zu Kreistags- und 

Kommunalwahlen, 

c) die Entlastung des Kreisvorstandes, 

d) die Wahl des Kreisvorstandes, 

e) die Wahl der Kassenprüfer*innen, 
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f) die Wahl der Delegierten des Kreisverbandes zu Parteitagen und -

gremien, 

g) die Wahl der Vertrauenspersonen, 

h) Ausgaben und Anschaffungen, die einen Gesamtwert von 2.500 € 

übersteigen. 

3. Sollten durch die Kreismitgliederversammlung zu wählende Ämter gemäß § 

4 II d – g dieser Satzung unbesetzt bleiben, müssen diese auf der nächsten 

Kreismitgliederversammlung zur (Nach-)Wahl ausgeschrieben werden. 

4. Die Kreismitgliederversammlung kann sich eine Geschäftsordnung geben. 

Tut sie dies nicht, gelten die Regelungen der Geschäftsordnung des 

Landesparteitages von Die Linke Schleswig-Holstein entsprechend. 

5. Der Kreisvorstand ruf in regelmäßigen Abständen, mindestens aber dreimal 

im Jahr, sowie bei Bedarf und auf Antrag von mindestens 1/10 der Mitglieder 

des Kreisverbandes innerhalb von sechs Wochen zur 

Kreismitgliederversammlung ein. Die Einladungen zur 

Kreismitgliederversammlung erfolgt schriftlich per E-Mail oder per Post 

unter Angabe des Tagungsdatums, -ortes sowie eines Vorschlages für eine 

Tagesordnung mit einer Frist von 14 Tagen. Weitere Informationen zur 

Kreismitgliederversammlung erfolgen grundsätzlich per E-Mail. 

6. Wahlen zu Ämtern gemäß § 4 II dieser Satzung müssen mit der Einladung 

zur Kreismitgliederversammlung angekündigt werden. 

7. Anträge an die Kreismitgliederversammlung können von den Mitgliedern, 

Basisorganisationen, dem anerkannten Jugendverband sowie den Arbeits- 

und Interessensgemeinschaften des Kreisverbandes gestellt werden und 

müssen sieben Tage vor dem Versammlungstag schriftlich beim 

Kreisvorstand eingereicht werden. Fristgerecht eingegangene Anträge 

müssen den Mitgliedern des Kreisverbandes spätestens fünf Tage vor dem 

Versammlungstag zur Verfügung gestellt werden. Änderungsanträge zu 

ordentlichen und satzungsändernden Anträgen sind von der Antragsfrist 

ausgenommen. Zusätzlich können Dringlichkeitsanträge auf der 

Kreismitgliederversammlung eingereicht werden. Sie bedürfen der 

Unterstützung von mindestens 1/5 der anwesenden stimmberechtigten 
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Mitglieder. 

8. Die Beschlussfähigkeit der Kreismitgliederversammlung ist gegeben, wenn 

die Einladung zur Kreismitgliederversammlung frist- und ordnungsgemäß 

erfolgte. 

9. Die Ergebnisse und Beschlüsse der Kreismitgliederversammlung werden in 

einem Ergebnisprotokoll festgehalten und allen Mitgliedern des 

Kreisverbandes innerhalb von 14 Tagen nach dem Versammlungstag in 

geeigneter Form zur Verfügung gestellt. 

§ 5 – Der Kreisvorstand 

1. Der Kreisvorstand leitet die Arbeit des Kreisverbandes. Er ist das höchste 

politische Leitungsorgan zwischen den Kreismitgliederversammlungen und 

wird durch diese kontrolliert. 

2. Der Kreisvorstand unterhält eine Geschäftsstelle am Sitz der Partei. 

3. Der Kreisvorstand wird für zwei Jahre durch die Kreismitgliederversammlung 

gewählt. Seine Amtszeit kann mit Begründung um maximal drei Monate 

verlängert werden. Eine Abwahl kann jederzeit durch Antrag von mindestens 

1/5 der Mitglieder des Kreisverbandes erfolgen. In diesem Fall muss der 

Kreisvorstand innerhalb von sechs Wochen eine 

Kreismitgliederversammlung unter Angabe der Abwahl einberufen. 

4. Der Kreisvorstand setzt sich zusammen aus 

a) zwei Kreissprecher*innen, 

b) dem*der Kreisschatzmeister*in, 

c) den Beisitzer*innen. 

5. Über die Größe des Kreisvorstandes entscheidet die 

Kreismitgliederversammlung, auf der die Wahl stattfindet, per 

Versammlungsbeschluss. 

6. Die Kreissprecher*innen vertreten den Kreisverband gerichtlich und 

außergerichtlich. Anstelle der Kreissprecher*innen können auf Beschluss 

des Kreisvorstandes auch jeweils zwei Mitglieder des Kreisvorstandes den 

Kreisverband gerichtlich und außergerichtlich gemeinschaftlich vertreten. 

7. Der Kreisvorstand ist gegenüber der Kreismitgliederversammlung und den 
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Mitgliedern des Kreisverbandes rechenschaftspflichtig. Über seine 

Beschlüsse sind alle Mitglieder des Kreisverbandes zeitnah zu informieren. 

8. Soweit durch diese Satzung und die Beschlüsse der 

Kreismitgliederversammlung nicht anders geregelt, bestimmt der 

Kreisvorstand die Aufgabenverteilung seiner Mitglieder eigenständig unter 

Beachtung der in den Satzungen und Ordnungen der Partei festgelegten 

Zuschnitte. 

9. Der Kreisvorstand gibt sich eine Geschäftsordnung. Sofern keine 

Geschäftsordnung beschlossen wird, gilt die Geschäftsordnung des 

vorherigen Kreisvorstandes entsprechend. 

10. Die Sitzungen des Kreisvorstandes finden grundsätzlich partei-öffentlich 

stat. Es ist möglich einen Teil auch nicht-öffentlich durchzuführen, wenn 

besondere Gründe – z.B. Datenschutz relevante Fragen – dies erfordern. 

§ 6 – Die Kreiskassenprüfer*innen  

1. Die Kassenprüfer*innen werden zusammen mit dem Kreisvorstand für zwei 

Jahre gewählt. 

2. Mitglieder des Kreisvorstandes oder Mitglieder, die in einem 

Arbeitsverhältnis zur Partei stehen, können keine Kassenprüfer*innen sein. 

3. Die Kassenprüfer*innen erfüllen die Aufgaben der Rechnungsprüfung. Ihnen 

obliegt die Prüfung der Finanztätigkeit des Kreisvorstandes, seiner 

Geschäftsstelle und des gesamten Kreisverbandes. Sie prüfen jährlich die 

Einnahmen und Ausgaben des Kreisverbandes, erstellen einen 

Rechnungsprüfungsbericht und geben eine Empfehlung zur Entlastung des 

Kreisvorstandes ab. 

§ 7 – Basisorganisationen  

1. Im Gebiet des Kreisverbandes können Basisorganisationen gegründet 

werden. Die Gründung erfolgt dabei durch Interessensanzeige bei dem 

Kreisvorstand. Der Kreisvorstand entscheidet über den Zuschnitt der 

Basisorganisationen. Die Landesgeschäftsstelle ist über die 

Gründung/Auflösung einer Basisorganisation zu informieren. 
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2. Die Gründungsversammlungen von Basisorganisationen werden vom 

Kreisvorstand organisiert und durchgeführt. Dazu werden alle Mitglieder 

gemäß § 4 V, VI dieser Satzung unter Bekanntgabe des Gebietszuschnittes 

eingeladen. 

3. Die Basisorganisationen können einen Vorstand wählen, der entsprechend § 

5 dieser Satzung mit Ausnahme der Regelungen zur Schatzmeisterei und zur 

(außer-) gerichtlichen Vertretung arbeitet. 

4. Für ihre politische Tätigkeit können Basisorganisationen im Rahmen der 

Finanzplanung des Kreisverbandes Mittel beantragen. 

§ 8 – Mitgliederentscheid  

1. Auf Antrag von mindestens 1/5 der Mitglieder des Kreisverbandes, auf 

Beschluss einer Kreismitgliederversammlung oder auf Beschluss des 

Kreisvorstandes muss zu allen politischen Fragen innerhalb von zwei 

Monaten ein Mitgliederentscheid durchgeführt werden. 

2. Stimmberechtigt sind alle Mitglieder des Kreisverbandes. Der dem 

Mitgliederentscheid zugrunde liegende Antrag ist beschlossen, wenn ihm 

eine einfache Mehrheit der abgegebenen, gültigen Stimmen zustimmt. 

Zudem ist der Mitgliederentscheid dann gültig, wenn sich gleichzeitig 

mindestens 1/4 der stimmberechtigten Mitglieder daran beteiligt haben. 

§ 9 – Jugendverband  

1. Der Kreisverband des der Partei nahestehenden Jugendverbandes 

linksjugend [‘solid] wird durch Die Linke Kreisverband Segeberg anerkannt. 

2. Die Mitgliedschaf im Jugendverband regeln die Bundessatzung der Partei 

Die Linke und die Satzung des Jugendverbandes. 

3. Der Jugendverband kann der Kreismitgliederversammlung einen Vorschlag 

zur Wahl eines Kreisvorstandsmitgliedes der Partei machen. 

4. Der Jugendverband und Mitglieder des Jugendverbandes sind in allen 

Organen, Ortsverbänden und Arbeitsgruppen des Kreisverbandes antrags- 

und redeberechtigt. 

5. Für ihre politische Tätigkeit kann der Jugendverband des Kreises im Rahmen 
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der Finanzplanung des Kreisverbandes Mittel beantragen. 

§ 10 – Arbeits- und Interessensgemeinschafen  

1. Kreiseigene Arbeits- und Interessensgemeinschafen entstehen durch den 

Zusammenschluss von mindestens drei Mitgliedern des Kreisverbandes und 

ihrer Anmeldung beim Kreisvorstand. Ihre Gründungsversammlungen 

werden vom Kreisvorstand organisiert und durchgeführt. 

2. Kreiseigene Arbeits- und Interessensgemeinschaften sind innerparteiliche, 

thematische Zusammenschlüsse, die kreisweit wirken und innerhalb 

spezifischer politischer Themenfelder arbeiten. 

3. Kreiseigene Arbeits- und Interessensgemeinschaften haben das Recht 

eigene Organe, Arbeits- und Organisationsstrukturen zu schaffen. Alle ihre 

Gremien tagen grundsätzlich parteiöffentlich. 

4. Kreiseigene Arbeits- und Interessensgemeinschaften reichen jeweils zum 

Jahreswechsel einen Tätigkeitsbericht beim Kreisvorstand ein. Können keine 

Tätigkeiten im Sinne des § 10 II nachgewiesen werden, gelten die Arbeits- 

und Interessensgemeinschaften als inaktiv. 

§ 11 – Schlussbestimmungen  

1. Diese Satzung tritt mit ihrer Beschlussfassung in Kraft. 

2. Satzungsänderungen bedürfen einer Zweidrittelmehrheit der anwesenden 

stimmberechtigten Mitglieder einer Kreismitgliederversammlung. 

Satzungsänderungen können nur dann abgestimmt werden, wenn sie 

fristgerecht, also eine Woche vor der Kreismitgliederversammlung, 

bekanntgegeben wurden. 

3. Änderungen die den Sitz des Kreisverbandes gemäß § 1 II dieser Satzung 

betreffen, können redaktionell angepasst werden. 

4. Sämtliche Werte, die sich aus Regelungen dieser Satzung ergeben, werden 

auf die nächsthöhere natürliche Zahl gerundet. 

5. Die Besetzungen von Wahlämtern gemäß dieser Satzung erfolgt auf 

Grundlage der Regelungen zur Geschlechterquotierung der Bundessatzung 

sowie der jeweiligen Wahlordnung. 
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6. Bei Auflösung des Kreisverbandes wird das Vermögen des Kreisverbandes 

innerhalb eines Monates nach Beschluss über die Auflösung des 

Kreisverbandes durch den Landesparteitag an den Landesverband 

überwiesen.  

 


